Ortsgemeinde Hallschlag

BESCHLUSSAUSFERTIGUNG

Gremium: Ortsgemeinderat Datum: 29.09.2016
Behandlung: Entscheidung Aktenzeichen: 1/004-10/01
Offentlichkeitsstatus  6ffentlich Vorlage Nr. FB1-1505/2016/06-101
Sitzungsdatum: 26.09.2016 Niederschrift: 06/0GR/015

1. Anderung der Geschaftsordnung der Ortsgemeinde Hallschlag
- Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:

Zum 01.07.2016 ist eine Anderung der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz in Kraft getreten. Im
Rahmen dieser Gesetzesanderungen wurden auch Anderungen in Bezug auf die
Sitzungsoffentlichkeit von Rat und Ausschiissen normiert.

Das Ministerium des Inneren und fur Sport hat mit der Bekanntmachung vom 18.08.2016 auch die
Mustergeschéftsordnung fir Gemeinderate diesen neuen gesetzlichen Regelungen angepasst.
Diese Anderungen in der Mustergeschaftsordnung miissen weitestgehend auch in den
Geschéftsordnungen der hiesigen Kommunen eingearbeitet werden.

Diesem Beschlussvorschlag liegt daher die 1. Anderung der Geschéftsordnung des
Verbandsgemeinderates Obere Kyll als Anlage bei. Zur besseren Ubersicht wurde des Weiteren
eine Synapse beigefugt, in dem die Geschaftsordnung sowohl in der alten und neuen Fassung
gegenlbergestellt sind.

Folgende Anpassungen an die gesetzlichen Bestimmungen der Gemeindeordnung werden mit
dieser 1. Anderung umgesetzt:
» Regelungen zur Sitzungsoffentlichkeit des Gemeinderates;
» Sitzungsoffentlichkeit bei  Ausschusssitzungen und Entfall der nichtoffentlichen
Vorberatungen;
» Festlegungen zur Tonbandaufzeichnung von Sitzungen;
> Redaktionelle Anpassungen auf Grund der v. g. Anderungen.

Sofern die 1. Anderung der Geschéftsordnung verabschiedet worden ist, werden wir allen
Ratsmitgliedern zur nachsten Sitzung die komplette fortgeschriebene Fassung der
Geschaftsordnung zur Verfiigung stellen.

Die Beschlussfassung Uber die Geschaftsordnung bedarf nach den Bestimmungen des § 37 Abs.
1 GemO der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder.

Beschluss :

Nach eingehender Beratung beschlieRt der Ortsgemeinderat die 1. Anderung der
Geschéftsordnung des Ortsgemeinderates entsprechend dem beigefugten Entwurf.

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 8 Nein: 0 Enthaltung: 0 Sonderinteresse: 0
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1. Anderung der Geschaftsordnung 2014 des Gemeinderates der Ortsgemeinde
Hallschlag vom 17.09.2014

Entsprechend der Anderung der Gemeindeordnung zum 01.07.2016 und der Anpassung der
Mustergeschéaftsordnung fir Gemeinderate vom 18.08.2016 (MinBl. S 202) wird die
Geschéftsordnung des Ortsgemeinderates wie folgt geandert:

1. In 8 3 Abs. 2 wird die Verweisung ,gemaf 8§ 5 Abs. 2“ gestrichen.

2. 85 erhélt folgende neue Fassung:
§ 5 Offentlichkeit der Sitzungen
(1) Die Sitzungen des Rats sind offentlich, sofern nicht ausdriicklich etwas anderes
bestimmt ist oder die Beratung in nicht oOffentlicher Sitzung aus Griinden des
Gemeinwohls oder wegen schutzwirdiger Interessen Einzelner erforderlich ist. (2)
(2) Die Offentlichkeit ist bei der Beratung und Entscheidung uber folgende
Beratungsgegenstande grundsatzlich ausgeschlossen:
Personalangelegenheiten einzelner Mitarbeiter der Gemeinde,
Abgabensachen einzelner Abgabenpflichtiger,
personliche Angelegenheiten der Einwohner,
Zustimmung zur Festsetzung eines Ordnungsgeldes (§ 19 Abs. 3 GemO),
Vorliegen eines AusschlielBungsgrundes (8 22 Abs. 4 GemO),
Ausschluss aus dem Rat (8§ 31 GemO),
Angelegenheiten, in denen das 6ffentliche Wohl, insbesondere wichtige Belange
des Bundes, des Landes, des Landkreises, der Verbandsgemeinde oder der
Gemeinde ernsthaft geféahrdet werden konnen; dazu gehdren stets
Angelegenheiten, die im Interesse der Landesverteidigung geheim zu halten sind,
(3) Insbesondere bei folgenden Beratungsgegenstédnden kann ein Ausschluss der
Offentlichkeit geboten sein:
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1. Rechtsstreitigkeiten, an denen die Gemeinde beteiligt ist,
2. Grundstucksangelegenheiten,
3. Vergabe von Auftragen.

(4) Uber Antrage, einen Beratungsgegenstand entgegen der Tagesordnung in 6ffentlicher
oder nicht offentlicher Sitzung zu behandeln, wird in nicht 6ffentlicher Sitzung beraten
und entschieden.

(5) Die in nicht offentlicher Sitzung gefassten Beschlisse sind der Offentlichkeit
unverziglich bekannt zu geben, sofern nicht Grinde des Gemeinwohls oder
schutzwirdige Interessen Einzelner dem entgegenstehen.

3. In 8§ 19 Abs. 3 Buchst. b Satz 2 wird die Verweisung ,nach 8 5 Abs. 2 und 3“ gestrichen.
4. In 8§ 21 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 wird die Verweisung ,gemaf 8§ 5 Abs. 2 und 3" gestrichen.

5. In § 22 Abs. 4 Satz 1 wird das Wort ,Antrag” durch das Wort ,Beratungsgegenstand”
ersetzt.

6. § 26 wird wie folgt gedndert:
6.1 In Absatz 6 Satz 2 werden das Wort ,nur“ und die Worte ,,oder allgemein fir alle
Sitzungen” gestrichen.



6.2  Absatz 7 erhalt folgende Fassung:
»(7) Sollen Tonaufzeichnungen zur Vorbereitung der Niederschrift einer 6ffentlichen
Sitzung fur archivarische Zwecke aufbewahrt werden, so kann dies nur mit
ausdrucklicher Billigung des Rats geschehen. Der entsprechende Beschluss ist in der
Niederschrift festzuhalten. Wird dies nicht beschlossen, sind die Aufzeichnungen bis
zur ndchsten Sitzung aufzubewahren; sodann sind sie unverziglich zu ldschen. Die
Aufbewahrung der zur Vorbereitung der Niederschrift einer nicht 6ffentlichen Sitzung
gefertigten Tonaufzeichnung fiir archivarische Zwecke ist nur zulassig, wenn alle
Personen, die das Wort ergriffen haben, zustimmen.*

6.3 Absatz 8 wird gestrichen.

7. 827 Abs. 7 erhalt folgende Fassung:
,(7) Andert sich das Starkeverhaltnis der im Rat vertretenen politischen Gruppen, so sind
die Mitglieder der Ausschisse neu zu wahlen, wenn sich aufgrund des neuen
Starkeverhaltnisses eine andere Verteilung der Ausschusssitze ergeben wirde.*

8. 8 30 wird wie folgt geandert:

8.1 Die Absatze 1 und 2 werden gestrichen.
8.2 Die bisherigen Absatze 3 bis 6 werden Abséatze 1 bis 4.

Hallschlag,

Dirk Weicker
Ortsblrgermeister



1. Anderung der Geschéaftsordnung der Ortsgemeinde Hallschlag 2014; Entwurf vom 09/2016

- Synopse uber die Anderungen der GO
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GO in Fassung der 1. Anderung

§ 3 Tagesordnung

(2) In der Tagesordnung sind die Gegensténde, die gemall 8 5 Abs. 2 in
nichtéffentlicher Sitzung zu beraten sind, gesondert aufzufiihren.

§ 3 Tagesordnung

(2) Inder Tagesordnung sind die Gegenstande, die in nichtoffentlicher Sitzung
zu beraten sind, gesondert aufzufiihren.

§ 5 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Rats sind offentlich, sofern nicht ausdriicklich etwas
anderes bestimmt ist.

(2) Die Offentlichkeit ist bei der Beratung und Entscheidung tiber folgende

Beratungsgegenstande ausgeschlossen:
1. Personalangelegenheiten einzelner Mitarbeiter der Gemeinde,

Abgabensachen einzelner Abgabenpflichtiger,

personliche Angelegenheiten der Einwohner,

Vorliegen eines AusschlieRungsgrundes (8 22 Abs. 4 GemO),

Ausschluss aus dem Rat (§ 31 GemO),

Rechtsstreitigkeiten, an denen die Gemeinde beteiligt ist,

Grundstiicksangelegenheiten,

Entscheidung Uber die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens

nach § 36 Baugesetzbuch,

9. Vergabe von Auftragen

10. Angelegenheiten, in denen das offentliche Wohl, insbesondere
wichtige Belange des Bundes, des Landes, des Landkreises, der
Verbandsgemeinde oder der Gemeinde ernsthaft gefahrdet werden
kénnen; dazu gehoren stets Angelegenheiten, die im Interesse der
Landesverteidigung geheim zu halten sind,

11. Zustimmung zur Festsetzung eines Ordnungsgeldes (8§ 19 Abs. 3
GemO),

12. sonstige Angelegenheiten, deren Beratung in nichtoffentlicher
Sitzung der Natur des Beratungsgegenstands nach erforderlich ist.
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§ 5 Offentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Rats sind 6ffentlich, sofern nicht ausdriicklich etwas
anderes bestimmt ist oder die Beratung in nicht 6ffentlicher Sitzung aus
Grinden des Gemeinwohls oder wegen schutzwirdiger Interessen
Einzelner erforderlich ist.

(2) Die Offentlichkeit ist bei der Beratung und Entscheidung tber folgende
Beratungsgegenstande grundséatzlich ausgeschlossen:

1. Personalangelegenheiten einzelner Mitarbeiter der Gemeinde,

2. Abgabensachen einzelner Abgabenpflichtiger,

3. personliche Angelegenheiten der Einwohner,

4. Zustimmung zur Festsetzung eines Ordnungsgeldes (§8 19 Abs. 3

GemO),

Vorliegen eines AusschlielRungsgrundes (8 22 Abs. 4 GemO),

Ausschluss aus dem Rat (§ 31 GemO),

7. Angelegenheiten, in denen das o6ffentliche Wohl, insbesondere
wichtige Belange des Bundes, des Landes, des Landkreises5, der
Verbandsgemein-de6 oder der Gemeinde ernsthaft gefahrdet werden
kénnen; dazu gehdren stets Angelegenheiten, die im Interesse der
Landesverteidigung geheim zu halten sind,

(3) Insbesondere bei folgenden Beratungsgegenstanden kann ein
Ausschluss der Offentlichkeit geboten sein:

1. Rechtsstreitigkeiten, an denen die Gemeinde beteiligt ist,

2. Grundstiicksangelegenheiten,

3. Vergabe von Auftragen.
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GO in Fassung der 1. Anderung

(3) Der Rat kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden
Ratsmitglieder beschlieBen, dass auch andere als die in Absatz 2
genannten Angelegenheiten aus besonderen Griinden in nichtoffentlicher
Sitzung behandelt werden, soweit § 35 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 GemO
dem nicht entgegensteht.

Uber den Ausschluss oder die Wiederherstellung der Offentlichkeit wird in
nichtéffentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(4)

(4) Uber Antrage, einen Beratungsgegenstand entgegen der Tagesordnung
in offentlicher oder nicht o6ffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in nicht
offentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(5) Die in nicht offentlicher Sitzung gefassten Beschlisse sind der
Offentlichkeit unverziglich bekannt zu geben, sofern nicht Griinde des
Gemeinwohls oder schutzwirdige Interessen Einzelner dem
entgegenstehen.

§ 19 Anfragen

(3) Fur die mundliche Beantwortung von Anfragen in der Ratssitzung gelten
folgende Grundsétze:

a)

b) Die Beantwortung der Anfragen erfolgt in der Regel am Ende der
offentlichen Sitzung. Soweit durch Anfragen Angelegenheiten berihrt
werden, die nach § 5 Abs. 2 und 3 von der Behandlung in 6ffentlicher
Sitzung ausgeschlossen sind, werden sie am Ende der
nichtéffentlichen Sitzung beantwortet.

§ 19 Anfragen

(3) Fur die mundliche Beantwortung von Anfragen in der Ratssitzung gelten
folgende Grundsatze:

a)

b) Die Beantwortung der Anfragen erfolgt in der Regel am Ende der
offentlichen Sitzung. Soweit durch Anfragen Angelegenheiten berihrt
werden, die von der Behandlung in 6ffentlicher Sitzung
ausgeschlossen sind, werden sie am Ende der nichtoffentlichen
Sitzung beantwortet.

§ 21 Einwohnerfragestunde

(4) Der Vorsitzende hat Fragen zuriickzuweisen sowie die AuRerung von
Vorschlagen und Anregungen zu unterbinden, wenn
1.
2. ..
3. sie Angelegenheiten betreffen, die gemaR 8 5 Abs. 2 und 3 in
nichtoffentlicher Sitzung zu behandeln sind, oder

§ 21 Einwohnerfragestunde

(4) Der Vorsitzende hat Fragen zuriickzuweisen sowie die AuRerung von
Vorschlagen und Anregungen zu unterbinden, wenn
1.
2. ..
3. sie Angelegenheiten betreffen, die in nichtoffentlicher Sitzung zu
behandeln sind, oder

§ 22 Redeordnung

(4) Ein Ratsmitglied soll zu demselben Antrag grundsatzlich nur einmal
sprechen. Mit Zustimmung des Vorsitzenden kann ein Ratsmitglied auch

§ 22 Redeordnung

(4) Ein Ratsmitglied soll zu demselben Beratungsgegenstand grundsatzlich
nur einmal sprechen. Mit Zustimmung des Vorsitzenden kann ein
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GO in Fassung der 1. Anderung

ofter das Wort ergreifen; die Gleichbehandlung der Ratsmitglieder ist zu
gewabhrleisten.

Ratsmitglied auch ofter das Wort ergreifen; die Gleichbehandlung der
Ratsmitglieder ist zu gewahrleisten.

§ 26 Niederschrift

(6) Der Schriftfihrer oder ein hierfiir bestimmter Mitarbeiter der Verwaltung
kann als zuséatzliches Hilfsmittel zur Vorbereitung der Niederschrift den
Ablauf der Sitzung mit Tonband aufzeichnen. Bei nichtoffentlicher Sitzung
durfen Tonaufzeichnungen zur Anfertigung der Niederschrift nur
vorgenommen werden, wenn dies der Rat zu Beginn der Sitzung oder
allgemein fur alle Sitzungen ausdricklich gebilligt hat.

(7) Sollen Tonaufzeichnungen einer Sitzung flr archivarische Zwecke
aufbewahrt werden, so kann dies nur mit ausdriicklicher Billigung des Rats
geschehen. Der entsprechende Beschluss ist in der Niederschrift
festzuhalten. Wird dies nicht beschlossen, sind die Aufzeichnungen bis zur
nachsten Sitzung aufzubewahren; sodann sind sie unverziglich zu
lI6schen. Die Aufbewahrung der Tonaufzeichnung einer nichtéffentlichen
Sitzung fur archivarische Zwecke ist nur zuldssig, wenn alle Ratsmitglieder,
die das Wort ergriffen haben, zustimmen.

(8) Andere Personen als der Schriftfihrer oder der vom Vorsitzenden
Beauftragte dirfen Tonaufzeichnungen nur vornehmen, wenn der Rat dies
ausdricklich gebilligt hat; einzelne Ratsmitglieder kdénnen jedoch
verlangen, dass ihre Ausfiihrungen nicht aufgezeichnet werden.

§ 26 Niederschrift

(6) Der Schriftfihrer oder ein hierfiir bestimmter Mitarbeiter der Verwaltung
kann als zusatzliches Hilfsmittel zur Vorbereitung der Niederschrift den
Ablauf der Sitzung mit Tonband aufzeichnen. Bei nichtoffentlicher Sitzung
durfen  Tonaufzeichnungen zur Anfertigung der Niederschrift
vorgenommen werden, wenn dies der Rat zu Beginn der Sitzung
ausdrucklich gebilligt hat.

(7) Sollen Tonaufzeichnungen zur Vorbereitung der Niederschrift einer
offentlichen Sitzung fir archivarische Zwecke aufbewahrt werden, so kann
dies nur mit ausdricklicher Billigung des Rats geschehen. Der
entsprechende Beschluss ist in der Niederschrift festzuhalten. Wird dies
nicht beschlossen, sind die Aufzeichnungen bis zur néachsten Sitzung
aufzubewahren; sodann sind sie unverziglich zu l6schen. Die
Aufbewahrung der zur Vorbereitung der Niederschrift einer nicht
offentlichen Sitzung gefertigten Tonaufzeichnung fur archivarische Zwecke
ist nur zulassig, wenn alle Personen, die das Wort ergriffen haben,
zustimmen.

(8) -gestrichen -

§ 27 Wahl Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter

(7) Andert sich das Starkeverhaltnis der im Rat vertretenen politischen
Gruppen, so sind die Mitglieder der Ausschiisse neu zu wéhlen, bei denen
sich auf Grund des neuen Starkeverhaltnisses eine andere Verteilung der
Ausschusssitze ergeben wiirde.

§ 27 Wahl Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter

(7) Andert sich das Starkeverhaltnis der im Rat vertretenen politischen
Gruppen, so sind die Mitglieder der Ausschiisse neu zu wahlen, wenn sich
auf Grund des neuen Starkeverhaltnisses eine andere Verteilung der
Ausschusssitze ergeben wiirde.
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GO in Fassung der 1. Anderung

§ 30 Arbeitsweise

1)

)

®)

(4)

(®)

(6)

Die Sitzungen der Ausschiisse sind nach MaRgabe des § 5 offentlich,
soweit der Rat dem Ausschuss eine Angelegenheit zur abschlieRenden
Entscheidung Ubertragen hat. Die Sitzungen der Ausschisse sind
auBBerdem offentlich, soweit dies durch gesetzliche Bestimmungen
vorgeschrieben ist.

Ausschusssitzungen, die der Vorbereitung von Beschliissen des Rats
dienen, sind in der Regel nichtéffentlich. Ein Ausschuss kann in
Einzelfallen die Offentlichkeit der Sitzung beschlieRen.

Beigeordnete, soweit sie nicht den Vorsitz filhren, kénnen an den
Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen; Ratsmitglieder, die einem
Ausschuss nicht angehéren, und stellvertretende Mitglieder des
betreffenden Ausschusses, die dem Rat nicht angehéren, kdénnen an den
Sitzungen als Zuhérer teilnehmen.

Erfordert ein Gegenstand die Beratung in mehreren Ausschiissen, so kann
eine gemeinsame Beratung stattfinden. Nach einer gemeinsamen
Beratung wird fur jeden Ausschuss getrennt abgestimmt.

Der Birgermeister kann in den Sitzungen eines Ausschusses, in dem er
nicht den Vorsitz fuhrt, jederzeit das Wort ergreifen.

Im Ubrigen gelten fir die Ausschiisse die fir den Rat getroffenen
Bestimmungen dieser Geschéaftsordnung sinngeman.

§ 30 Arbeitsweise

1)

@)

®)

(4)

Beigeordnete, soweit sie nicht den Vorsitz fuhren, kénnen an den
Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen; Ratsmitglieder, die einem
Ausschuss nicht angehéren, und stellvertretende Mitglieder des
betreffenden Ausschusses, die dem Rat nicht angehéren, kénnen an den
Sitzungen als Zuhorer teilnehmen.

Erfordert ein Gegenstand die Beratung in mehreren Ausschiissen, so kann
eine gemeinsame Beratung stattfinden. Nach einer gemeinsamen
Beratung wird fur jeden Ausschuss getrennt abgestimmt.

Der Birgermeister kann in den Sitzungen eines Ausschusses, in dem er
nicht den Vorsitz fuhrt, jederzeit das Wort ergreifen.

Im Ubrigen gelten fiir die Ausschiisse die fiir den Rat getroffenen
Bestimmungen dieser Geschéftsordnung sinngemals.




	Sitzungsdokumente
	Auszug

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  4 1. Änderung der Geschäftsordnung der Ortsgemeinde Hallschlag
	1. Änderung der GeschO 2014, Entwurf 14.09.2016  FB1-1505/2016/06-101
	Synopse, Änderung GeschO, 14.09.2016  FB1-1505/2016/06-101



